
Erstellt von: 
Geschäftsstelle der Dienstgeberseite 
der Arbeitsrechtlichen Kommission 
Dreisamstraße 15, 79098 Freiburg 
Telefon: (0761) 200-792 
Telefax: (0761) 200-790 
E-Mail: info@caritas-dienstgeber.de 

 

1 

 
  
 
 
 

 

INFO – Fokus Arbeitsrecht 
vom 28. Juli 2021 

 
 
 

„Quarantäne im Quadrat“ 
ArbG Bonn: Zusammentreffen von Urlaub und Quarantäne  
ArbG Aachen: Quarantäne schließt Entgeltfortzahlung nicht aus 

Im Augenblick gibt es eine Vielzahl von erstinstanzlichen Urteilen rund um das Thema 
Quarantäne. Zwei dieser Entscheidungen werden im Folgenden vorgestellt. 

1. Zusammentreffen von Urlaub und Quarantäne – behördliche Anordnung steht AU-
Bescheinigung nicht gleich 

Das Arbeitsgericht (ArbG) Bonn hat entschieden, dass ein Arbeitnehmer, der sich während seiner 
Urlaubszeit mit dem Coronavirus infiziert und sich daraufhin in Quarantäne begeben muss, ohne 
zugleich arbeitsunfähig erkrankt zu sein, keinen Anspruch auf Nachgewährung von Urlaubstagen 
hat (ArbG Bonn, Urteil vom 07.07.2021, Az. 2 Ca 504/21). 

Sachverhalt 

Der Arbeitnehmerin wurde für den Zeitraum vom 30.11.2020 bis 12.12.2020 Erholungsurlaub 
gewährt. Aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus musste sie sich auf behördliche 
Anordnung in der Zeit vom 27.11.2020 bis 07.12.2020 in Quarantäne begeben. Eine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (AU-Bescheinigung) lag für diesen Zeitraum nicht vor. Die 
Arbeitnehmerin klagte in der Folge auf Nachgewährung von fünf Urlaubstagen. 

Entscheidungsgründe 

Das ArbG Bonn hat die Klage abgewiesen. Die Voraussetzungen des § 9 BUrlG für die 
Nachgewährung von Urlaubstagen lägen nicht vor. § 9 BUrlG bestimme, dass bei einer durch ein 
ärztliches Attest nachgewiesenen Erkrankung die Arbeitsunfähigkeitstage nicht auf den 
Jahresurlaub angerechnet würden. Die Klägerin habe ihre Arbeitsunfähigkeit jedoch nicht durch 
ein ärztliches Attest nachgewiesen.  

Eine behördliche Quarantäneanordnung stünde einem ärztlichen Zeugnis über die 
Arbeitsunfähigkeit nicht gleich. Die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers obliege 
allein dem behandelnden Arzt und keiner Behörde.  

Eine analoge Anwendung von § 9 BUrlG scheide bei einer behördlichen Quarantäneanordnung 
aus. Es liege weder eine planwidrige Regelungslücke noch ein mit einer Arbeitsunfähigkeit 
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vergleichbarer Sachverhalt vor. Eine Erkrankung mit dem Coronavirus führe dort, wo die 
Erbringung der Arbeitsleistung aus dem sog. Homeoffice möglich ist, nicht zwingend und 
unmittelbar zu einer Arbeitsunfähigkeit. Die Entscheidung des ArbG Bonn ist nicht rechtskräftig. 

Einordnung der Entscheidung  

Eine Anrechnung unterbleibt nach § 9 BurlG nur bei einer durch ärztliches Zeugnis 
nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit. Bei einem Arbeitnehmer, der sich in Quarantäne befindet, 
aber nicht arbeitsunfähig erkrankt ist, rechtfertigt sich mangels planwidriger Regelungslücke keine 
analoge Anwendung des § 9 BUrlG.  

Der Gesetzgeber macht mit dem eindeutigen Wortlaut des § 9 BUrlG klar, dass nur Urlaub und 
Krankheit einander ausschließen. Andere den Urlaubszweck gefährdende Ereignisse sind 
insoweit Teil des persönlichen Lebensschicksals des einzelnen Arbeitnehmers (BAG, Urteil vom 
09.08.1994, Az. 9 AZR 384/92). Abweichungen von der allgemeinen Gefahrtragungsregel 
kommen nur in Betracht, soweit der Gesetzgeber oder die Tarifvertragsparteien besondere 
urlaubsrechtliche Normen wie § 9 BUrlG schaffen. In den AVR ist dies nicht der Fall. 

Dieser Auffassung folgt auch das ArbG Ulm in einer aktuellen Entscheidung (ArbG Ulm, Urteil 
vom 09.07.2021, Az. 6 Ca 597/20). 

 

2. Quarantäne schließt Entgeltfortzahlung nicht aus 

Das ArbG Aachen hat entschieden, dass eine in der Corona-Pandemie angeordnete Quarantäne 
die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber nicht ausschließt (ArbG Aachen, 
Urteil vom 30.03.2021, Az. 1 Ca 3196/20). 

Sachverhalt 

Das ArbG Aachen hatte darüber zu entscheiden, ob der Arbeitgeber bei einer vom Gesundheits-
amt angeordneten Quarantäne etwas vom Lohn abziehen darf. Geklagt hatte ein Arbeitnehmer, 
der im Mai 2020 wegen Kopf- und Magenschmerzen zum Arzt gegangen war. Der Mediziner stellte 
die Arbeitsunfähigkeit fest und meldete einen Covid-19-Test an das Gesundheitsamt. Die Behör-
den ordneten daraufhin Quarantäne an. Der Arbeitgeber zog bei der nächsten Lohnabrechnung 
die schon geleistete Zahlung wieder ab und verrechnete sie mit einer niedrigeren Entschädigung, 
die das Infektionsschutzgesetz vorsieht. 

Entscheidungsgründe 

Das ArbG Aachen hat der Klage auf Zahlung des Differenzbetrags stattgegeben. Die angeordnete 
Quarantäne habe den Entgeltfortzahlungsanspruch des arbeitsunfähig erkrankten Klägers nicht 
ausgeschlossen. Es sei zwar richtig, dass der Entgeltfortzahlungsanspruch die Arbeitsunfähigkeit 
als einzige Ursache für den Wegfall des Arbeitsentgeltanspruches voraussetze. Diese Vorausset-
zung liege hier aber vor, da der Arzt die Arbeitsunfähigkeit aufgrund der Kopf- und Magenschmer-
zen attestiert habe. Dem gegenüber bestehe der Entschädigungsanspruch nach § 56 Abs. 1 IfSG 
gerade nicht für arbeitsunfähig Kranke, sondern nur für Ausscheider, Ansteckungs- und Krank-
heitsverdächtige. Nur bei den Genannten, bei denen der Verdienst gerade aufgrund einer infekti-
onsschutzrechtlichen Maßnahme entfalle, müsse auf die subsidiäre Regelung des Infektions-
schutzgesetzes zurückgegriffen werden. Die Entscheidung des ArbG Aachen ist rechtskräftig. 

Einordung der Entscheidung  

Die Entscheidung ist zutreffend. § 56 Ia IfSG ist ausweislich des Wortlauts („Verdienstausfall“) und 
der Gesetzesbegründung subsidiär zur Entgeltfortzahlungspflicht des Arbeitgebers. Hat der Ar-
beitnehmer bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus § 3 
Abs. 1 EFZG, besteht daneben kein Anspruch auf Entschädigung. 
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